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Mittheilungen aus den Verhandlungen der Stande des Großherzogthums
Baden im Jahr 1831 .

N °- 27.
Karlsruhe 13 . Mai .

Forts , der neunzehnten öffentl . Sitzung der

zweite « Kammer .

Der Abgeordnete Mittermaier fährt fort : Ich
kann mir den Fall denken , daß der Staat seinen Bür¬
gern gewisse DertheidigungSanstalten , ein gewisses Be -
nehmen , gewisse Opfer selbst gebietet und daß die Hand -
kungsweife dcS Staats des feindlichen Heeres , nur die
Folge dieser Anstalten , dieses Benehmens , dieser kühnen
Verthcidigung von dem Volke ist , eines Volkes , das den
Willen seines Regenten , der einheimischen Staatsgewalt
gehorchte . Ich glaube also , daß Kriegslasten , die das
feindliche Heer anflcgt , unmöglich von der Ckaffe der
Kriegslasten überhaupt ansgrnommen werden können ,
» nd ein Gesetz , daS von Ausgleichung der Kriegslasten
spricht , auch darauf berechnet fcyn muß . Wenn ich höre ,
daß ja sonst der Staat , wenn man in eine solche Aus -

. dehnung einwiüigen wollte , wie ich sie billige , für allen
Schaden , der durch Raub , Betrug , Ueberschwemmung
entstanden ist , gut stehen müsse , so antworte ich darauf ,
daß diese Analogie nicht angemessen ist , denn alle solche
Schadensfälle sind Unglücksfälle , die der Staat nicht
unmittelbar voraussehen konnte , die er nicht ge-
wollt und nicht herbeigeführt hat ; eö sind dieß Folgen
höherer Raturkräfte , die außer dem Kreise der Berech¬
nung des menschlichen Geistes liegen . Bei d . n Kriegs -
lasten dagegen , die durch die Handlungen dcS feindlichen
Heeres herbeigeführt worden sind , ist die Lage der Dinge
eine ganz andere ; der Staat kannte den Krieg und seine
Wendungen , er wollte ihn , er forderte die Opfer , und
wenn man davon auSgcht , Kriegslasten müßten von allen
Bürgern getragen und ausgeglichen werden , und die
Last , die einer trägt , scy nur Vorschuss , so scheint mir ,
daß auch daS Gesetz sich auf alle Kriegslasten erstrecken

müsse , in einer Beschränkung freilich, ' die durch den in
den CommissionSbericht aufgenommcnen Entwurf schon
angcdeuttt ist.

Der Redner prüft daun die einzelnen Vorschläge dcS
CommissiouSbcrichtS und tadelt die darin gemachten Ein .
fchränkungen ; insbesondere rügt er , daß EinquartierungS -
kosten , wenn keine Verpflegung geleistet wurde , nicht
vergütet werden sollen . Der Redner fährt dann fort :

Ich finde ferner in dem CommissionSbericht , daß alle
Tafelgeldcr , Aceorde für Uebernahme von GeneralStafelu
nicht weiter in die Ausgleichung gebracht werden sollen .
Ich glaube gerne , daß Gründe der Politik zur höher «
Vorsicht hier auffordern , indem cS nicht selten Einer
recht bequem finden mag , an der reich besetzten Gene -
ralölafel mit zu essen , und sich recht gütlich dabei zu
thun , in der Ueberzeugung , daß die Gemeinde oder d . r
Staat am Ende Alles auögleichcn werde . allein der
Mißbrauch hebt nicht die weise Regel deS Gebrauchs auf .
Ich kann mir den Fall denken , daß in einem kleine »
Orre , das in der Rehe einer Festung liegt , wo daS
Belagerungö -Corps vor der Festung liegt , wo der Com -
mandeur vielleicht ein Fürst ist , und sein Hauptquartier
einrichten will , in dem Ort aber nur eine Familie
wohnt , von der man erwarten kann , daß sie auf schick,
liche Weise den Commandantcn verpflegen könne . Hier
werden nun derselben außerordentliche Anstrengungen
aufgeladen , e § müssen Tafeln gegeben werden von dem
Quartierrater , der allein in der Lage ist , dieses rhun zn
können . Run frage ich , ob hier diese Lasten , diese Ko -
sten für arcordirte Tafclgelder oder diese GeneralStafelu
nicht ausgeglichen werden sollen ? Von dieser guten Be -
Handlung deS Commandanteiiv von der guten Laune , in
der er e,halte » wird , hängt oft die Behandlung der
ganzen Gegend ab , und wenn ich selbst anf den Grund --
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satz der negotiorum geslio Rücksicht nehmen wollte , so
würden diese Lasten mit beigezogen werden können .

Ich finde in dem CommissionSberichl weiter , daß Re -

demtionSgelder und Geschenke nicht ausgeglichen werden
sollen ; ich gebe zu , daß viele Mißbräuche Vorkommen ;
die Feigheit deö Gebers , der , wenn irgend eine Forde¬
rung an ihn gemacht wird , auf jede Weise sogleich da -
von loszukommen sucht ; die Angst eines Bürgermeisters ,
welcher der ungestümen Forderung eines Generals nicht
widersteht , kann nachtheilig wirken , und für eine Ge .
meinde großen Schaden herbeiführen ; die Prellerei eines

einzigen Offiziers , der solche RedemtionSgelder sich geben
läßt , kann einflußreich werden ; allein das sind Mißbräuche ,
und wenn Sie eine Commission haben , welche die Kriegs ,
lasten nach dem Prjncip scharf prüft , und alle Fälle
untersucht , so wird der Mißbrauch bald entdeckt werden
können . Ersetzt muß aber doch das RedemtionSgeld da
werden , wenn durch dasselbe eine bedeutende Contribn .
lion , eine Brandschatzung abgekauft werden soll . Man
kann sich den Fall porstellen , daß in 24 Stunden eine
Summe von einigen hundert tausend Gulden zusammen

_ gebracht werden soll , und der im Unterhandeln gewandte
Bürgermeister mit dem Eommandanlcn , dem vielleicht
selbst nicht wohl zu Muthe ist , und welcher denkt , daß
die 24 Stunden nicht mehr ruhig verstreichen werden ,
unterhandelt , wornach jener gegen eine Avcrsalsumme
von ungefähr 10000 fl . die ContributionSgclder nachläßt ,
wodurch ein bei weitem größerer Schaden von der gan «

zen Gegend abgewandt wird . ES heißt , wenn über

solche Gelder Quittungen vorliegen , so möge ein Ersatz
dafür geleistet werden : Ich frage Sie aber , ob in Kriegs ,

zeiccn , besonders in solchen Fällen , immer Quittungen
gegeben werden ? Erkennen Sie das Princip der AuS -

gleichung als gerecht an , so kommt eS darauf an , ob
der Beweis geführt werden kann ; wie er zu führen ist ,
tst die Sache desjenigen , der sich darauf beruft , und

ihn zu führen hat . Daß wir es ihm schwer machen und
seine Forderung scharf prüfen wollen , ist wahr , aber

daraus folgt nicht , daß man etwas Unmögliches oder

sehr Schwieriges fordern und damit die gerechte Aus .

gleichung , die wahre Rechtöverfolgung abschneidcn müsse .
Auf ähnliche Art zeigt der Redner , daß auch unter

gewissen Umständen der durch Plünderung , durch feind¬
liche BivouacS gestiftete Schaden vergütet werden muß .

Der Redner fordert endlich , daß immer geprüft wer¬

den müsse ; ob eine gewisse Last durch die Schuld Einzel ,
ncr entstanden oder durch die Schuld derselben vermehrt
worden sey , oder ob sich durch die größere Sorgfältig -
keit der Einzelnen der größere Schaden hätte ab .
wenden lassen ? Selbst bei Einquartierungslasten , sagt
er , scheint mir dieses Verhältniß von Bedeutung zu seyn ;
ich weiß einen Fall , wo das Vandamme ' fche Corps schon
den Befehl zum Aufbruch hatte , wodurch eine große Last
von einer Stadt und der Umgegend genommen worden
wäre . An dem Vorabend des Aufbruchtags erhielt aber
der General Vandamme die gewisse Anzeige , daß der

Magistrat des OrtS in Correfponden ; mit dem Feinde
sey , daß einzelne Bürger drohende Ausdrücke gebrauch ,
ten , andere sogar auf Soldaten von dem Vandamme '

schen
Corpö geschossen haben . Jetzt änderte sich auf einmal die
Scene . Der Befehl wurde zurückgcnommen und diese
Truppen blieben noch drei Monate liegen . Ich frage ,
ob in diesem Fall nicht die längere Einquartierung eine

verschuldete ist. Ich höre Sie freilich sagen , soll in

diesem Fall die Gemeinde schuldig seyn , für einzelne
Gemeindeglieder , die da fehlten , zu büßen , soll sie die

Schuld selbst des GemeinderathS büßen , der aus patrio¬
tischem Eifer zu weit gegangen seyn mag ? Der Redner

führt dann dieß Princip weiter durch und schließt :
Meine Absicht ist nun erfüllt ; wenn eS mir nur gelun .

gen ist , Sie auf Schwierigkeiten , die mit der Sache
verbunden sind , aufmerksam zu machen , und wenn ich
eS dahin bringe , daß das Princip der Gerechtigkeit ; . das

ich für das erste halte , aufgestellt und die Grenzen be.

stimmt werde » , innerhalb welcher die Politik wirken darf ,
ich sage , daß das Princip der Gerechtigkeit selbst im

Kriege , wo sonst die rohe Gewalt herrscht , siege .

Der Abg . Welker nimmt nun das Wort und zeigt ,
daß die beiden Redner v . Rotteck und Mittermaier

ganz entgegengesetzte Ansichten über die Natur der Kriegs -

kosten und über die Verbindlichkeit , sie zu tragen oder

zu ersetzen , ausgesprochen hätten . Er führt auS , daß

der Krieg nicht ein reiner Zufall , nicht ganz ungebun¬
denes , regelloses Verhältniß , sondern fest normirt wäre ,
durch das Völkerrecht und die sogenannte KriegSraison ,

durch welche selbst daS , was der Feind thun dürfe , genau

festgesetzt scv .
Demnach hatte er dafür , daß ein von Baden angenom -

! mcner Krieg als ein völkerrechtliches Verhältniß in sei-
'

ner Gültigkeit für dielen Staat ausgesprochen sey , und
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daß dadurch die mit dem Kriege nach völkerrechtlichen
Grundsätzen verbundenen nachlhciligen Folgen und Lasten
auf den Staat gelegt seyen .

Die Regierung habe aber dann auch die Pflicht , diese
Lasten auf die sämmtlichen Staatsangehörigen gleich zu
vertheilen , und nicht diejenigen allein treffe » zu lassen ,
welche etwa zufällig die Leistungen zu machen gehabt
hätten .

Was aber im Kriege , sey es durch eigne oder durch
fremde Truppen , gegen jene Regeln zufällig geahndet
werde , z . B . Plünderungen Einzelner oder ganzer Hee -
reSabtheilungen , Erpressungen , Beraubungen von Seiten
der Truppen , das habe der Staat nicht gewollt , nicht
beschlossen , das sey ein Unglück , wie Hagelschaden und
Wasserfluthen , könne sich also höchstens zu einer die Last
mildernden Unterstützung , nicht aber zu einer Ausgleichung
eignen .
- Werde bei den Kriegskosten . Ausgleichungen von dem
Prinzipe ausgegangen , welches er ausgestellt , so zerfalle
auch die Furcht des Abg . v . Rotteck , daß man durch
Ausgleichung aller Kriegslasten , den Muth und die
Wiederstandskraft der Bürger , sich gegen einen ungerech .
ten Feind zu vettheidige » , lähmen werde , weil nach sei¬
ner Meinung nur jene Kosten zu ersetzen seyen , die nach
allgemeinen Kriegsgrundsätzen über das Land kommen
könnte ; mithin der Bürger , wenn er geplündert und miß .
handelt werden solle , nicht gelähmt sey in der Abwehr
solcher KriegSunbild .

Der Abg . Merk widerlegt die aufgestellte Ansicht , als
ob eS in Bezug auf die Kriegslasten einen Unterschied
mache , ob der Staat dabei mehr eine active als passive
Rolle spiele , und auf welche Art er in daö Unternehmen
hineingezogen worden sey.

DaS Unterliegen in einem Kriege und daö Eindringen
des Feindes in daö Land könne daher nicht als zufällige
Folge des unternommenen Krieges angesehen werden , son¬
dern sey nächste unmittelbaren Folge der Staarshand -
lung , die in der Widcrstandsleistung so gut wie im An .
griffe bestehe , ohne daß der größere oder mindere Erfolg
etwas an der Natur der Staatshandlung ändere . Die
vom Feinde veranlaßten Kriegsleistungen könnten also
von der Ausgleichung nicht ausgeschlossen seyn , weil ein
feindlicher Einfall , obgleich nicht erwünscht , doch cuie
nicht ungewöhnliche Folge des Krieges wäre . Ueberhaupt
lasse stch nicht unterscheiden , ob der Staat gerade diese

oder jene Folge des Krieges gewollt . Diese Distinktion
sey zu subtil , denn es könnte der Fall seyn , daß er
eine auswärtige Hülfe , die sich aufgedrängt , eben so we¬
nig gewollt , alö den feindlichen Einfall .

Der Redner zeigt nun durch Anführung des Beispiels ,
daß ein Theil des Landes durch eigne und BundeStrup .
pen — der andere durch den Feind besetzt seyn könnte ,
und daß , nach dem Grundsätze des ersten Redners , jener
LandeStheil , der die eignen oder BundeStruppen ernährt
habe , noch zu der Kriegs , ergütung des andern LandrS .
theilS beitragen müsse , ohne das , was er gelitten , auf .
rechnen zu dürfen . Er sucht ferner auszuführen , daß
die Art Ausgleichung , welche v . Ro tteck in jenem Falle
aus Gründen der Politik und Humanität beabstchre , auf
keinem festen Maßstabe beruhe , sondern willkührlich und
zufällig wäre , und daß auch jene Vergütung , welche nicht
durch Ausgleichung , sondern vom Staate geschehen solle ,
ihm nicht zweckmäßig scheine , weil er nicht einsehe , wie
man der Gesammtheit des Staates wieder de » Staat als
Schuldner entgegen stellen wolle . — » Nur jene seyen
Schuldner , welche zu wenig , und jene die Gläubiger ,
welche zu viel getragen haben . "

Er widerlegt dann die Idee , auf den Namen der
Staatskasse Krcditlcheine zum Zwecke der Kriegskosten .
auSgleichnng zu schaffen , als » achlheilig für den StaalS -
kredit , und sucht die Einrede deö Hrn . v . Ron eck , daß
bei einer endlichen Kriegskosten . Ausgleichung nach dem
Kriege gar nicht mehr die nämlichen Individuen vorhan -
den seyen , dadurch zu beseitigen , daß diese AuSgleichun ,
gen nach jedem Feldzuge geschehen , und nicht durch Jahr ,
zehnte liegen bleiben müssen .

v . R o t l e ck bestreitet in einer weitern ausführlicher »
Rede die gegen seine Behauptung vorgebrachte Einrede » ,
und macht bemerkk ' ar , daß ein Staat die Wechselfälle des
Krieges gar nicht berechnen könne — daß er sie aber
nicht wolle , daher auch nicht icnent seyn könne für alles
daran » hervorgehcnde Unglück , und zwar eben so wenig
wie für die Zerstörungen des Wassers , welches einen
von ihm mit aller Vorsicht angelegten Damm weggerissen
habe .

Er wiederholt , daß inB . ziehung auf die v omFeinde
herrührenden Kriegslasten gar kein allgemeiner
Grundsatz aufzustellen möglich sey , sondern hier nur
der Fall leiner Unterstützung aus Rcchtö . , BilligkeitS - ,
HumanitätS ' oder staatSwirthschaftlichen Gründen ein -
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treten könne . — Jede Ausgleichung solcher Lasten führe

zu weit , werde oft unerschwinglich und ungerecht , da

nicht übersehen werden dürfe , daß in denen vom Feinde

besetzten Gegenden durch manche Gelegenheit zum Erwerb /

so wie durch Aufschlagen der LebeuSmittel , stets einiger

Ersatz für die vermehrten Lasten liege . Er weist endlich

darauf hin , daß sehr viele Lasten in denen vom Feinde

besetzten Ländern nur als Abkauf von persönlichen

Mißhandlungen angesehen werden müssen , und daß

man für solche Lasten so wenig eine Entschädigung an -

sprechen könne , als für den Abkauf von einem Mordbren¬

ner . — Die von dem Abg . Welker aufgestellte Unter¬

scheidung der Lasten , welche nach dem Völkerrechte ent -

standen oder diesem entgegen sind , findet er zwar alS

Vergleichsvorschlag annehmbar , zweifelt aber an AuS ,

führbarkeit , und zeigt , zur Begründung dieses Zweifels ,
wie schwankend die Begriffe und Grundsätze deS Völker ,

rechts seyen , und wie nach Zwecken und Umständen des

Krieges der sogenannte KriegSraison wechsle ; dasjenige
aber , was das eigne Heer im eignen Lande dem Volke

zufüge , nicht nach dem Völkerrechte , sondern nach dem
Staatsrechte beuriheilt werden müsse .

Nachdem er nochmals umfassend ausgeführt hatte , daß

jede nachfolgende Kriegskosten . Ausgleichung dem Rechte

widerstreite , weil sie stets , selbst dann , wenn sie nur ei«

Jahr später erfolge , andere Personen als die eigentlichen

Schuldner angreife , beharrt er auf seinem früheren Vor .

schlag , als anfeiner RechtSforderung , und trägt , damit

die Kammer feinen Vorschlägen die gehörige Aufmerksam ,

feit widmen könne , auf Zurückweisung an die mit einigen
Gliedern zu verstärkende Kommission an .

W e tz e l ju,i . weist nach , daß der Staat als abgeson .

derte große Gesellschaft eine Gemeinschaft bilde , daß der

allgemeine Zweck Sicherstellung von inneu und von außen

sey , mithin jeder Bürger , wenn dieser Zweck gestört

werde , Opfer zur Erhaltung der Sicherheit bringen müsse .

Der Krieg werde de» Staates wegen geführt , und dar .

aus folge schon , daß Alle daraus entstehenden Kosten von

der Gesammiheu getragen und znr allgemeinen Kriegs -

auSgleichnug gebracht werden müssen , mit Ausnahme des

Schadens , der durch erweisliche Nachläßigkeit erwach -

fen sey .
Nachdem der Abgeordnete Mittermaier feine An .

sichten nochmals begründet und jene des v . Rotteck zu

widerlegen gesucht — dann aber ebenfalls auf die Zurück .

Weisung an die Kommission angetragen hatte , suchte der
Abg . Bader zu zeigen , daß die Uebernehmung der

Kriegslasten auf die Gefammtheit durchaus nicht unge .

recht , nicht verfassungswidrig fey . ES handle sich hier

nicht um ein nach trocknen Rechtssätzen zu fassendes Ge .

setz , sondern vielmehr um eine Art von Asseeuranz -Ver .

trag , um eine Art brüderlichen Vereins zur wechselseiti .

gen Unterstützung , znr Vertheilung einer Bürde unter
Alle , die den Einzelnen zu schwer sei .

In Bezug auf die Art und Weise , wie die Ausglej .

chung geschehen solle , gebe er dem Vorschlag deS Abg .
v . Rotteck den Vorzug , weil derselbe den wirklichen
Schuldner und Gläubiger sicher greife .

Der Abg . Körner , als KommissionS -Mitglied macht
aufmerksam , wie der Vorschlag der Kommiss , die Mitte halte

zwischen den vorgekommenen verschiedenen Ansichten . Er
erinnert dann nochmals an den Fall , wo ein Theil des
Landes von feindlichen , der andere von den eignen Trtn .

pen besetzt sey , und wie es da , zn den schreiendsten Un .

gleichheiten und Verletzungen führen würde , wenn man
den Grundsatz , nur die Lasten zu vergüten , welche die

eignen Truppen veranlaßen , Folge geben wolle . — So
wie die Steuern für den Schutz des Eigenthumö be,

zahlt würden , fo müßte auch die Gesammthett die Der .

gütuug leisten , wenn durch feindliche Herren jene Sicher ,

heit gestört werde , für welche der Bürger die Steuern

gezahlt hatte . —

Knapp will lieber kein Gesetz , als ein solches wie

es v . Rotteck vorgeschlagen , weil es hart sei , daß

derjenige noch entschädigen solle , der schon von deö Fein ,

deS Heer mißhandelt worden fey .
Er zeigt hier , wie eine außerordentliche Ungleichheit

statt finden würde , wenn die Ansgleichung nach dem

Steuer - Capital geschehen solle , weil gerade in Städten

da6 kleinste Steuer -Capital auf jeden einzelnen Kopf er ,

scheine . — So betrage dasselbe in Freyburg per Kopf
450 st . während doch von dem Gesammtstener -Capital deS

Landes 800 st. Steuer - Capital auf jeden Kopf kämen . - r -

Deßwegen müsse im Falle eines Krieges alles Vermögen

znr Coneurrenz gezogen oder dgs Steuer -Capital der

Städte verdoppelt werden .
Fecht dringt , bei der Verschiedenheit und dem scharfen

Gegenüberstehen der Ansichten auf Zurückweisung in die

Kommission , und deutet unter Bezug auf die Geschichte
darauf hin , daß nach den « 7jährigen Kriege Friederich



der Große und andere Fürsten , welche eine Ausgleichung
der Kriegslasten als eine Unmöglichkeit angesehen , den
einzelnen ruinirten Provinzen die Steuern erlassen und
besonders unglücklichen Orcen aus Gründen des Rechtes
und der Billigkeit eine Unterstützung von der Gesamnit -
heit gegeben hätten , waS wohl vielleicht auch heut zu
Tage geschehen könne . Nachdem der Reg . Kom . StaatSrath
Winter ebenfalls bemerkt hatte , daß man bei den
gegenüberstehendcn Systemen wohl zu dem Dritten gelan .
gen könne , daß es gar nicht möglich sey , ein Gesetz über
die KriegSkosten -AuSgleichung auf Rechtsgrundsätze zu
bauen , und nachdem er eben dcßwegen den wiederholten
Wunsch ausgesprochen , daß die Kammer sich nach noch ,
maliger Erörterung in der Kommission über rin oder den
andern Grundsatz vereinigen möge , wurde die Sache
durch Beschluß der Kammer in die Kommission zurückge .
wiesen und auf den Antrag des Abg . Marge t die
Kommission mit 4 Mitgliedern verstärkt ^ nämlich mit den
Abg . v . I tz sie in , Mitte rma irr , v . Rotteck , Buhl .

Vortrag , womit der Chef des Ministeriums deS Innern ,
StaatSrath Winter den in der fünften öffentl . Sitzung
der zweiten Kammer vorgelegten Entwurf eines Gesetzes
über Verfassung und Verwaltung der Gemeinden motivirt .

Seit Jahrhunderten hatten mehrere Lendcötheile , aus
welchen nun daö Großherzoglhum zusammengesetzt ist ,
eine ziemlich freie und geregelte Gemeindeverwaltnng , und
nicht bloö in den Städten , sondern auch in den Landge -
meinden . Schon der Umstand , daß in mehreren dieser
Landeötheile keine hervorragende , im Gewerbüwesen be.
günstigte , Städte vorhanden waren , hatte auf eine freiere
Gemeindeverwaltung der Landgemeinden wesentlichen Ein -
fluß . Diese Gemeindeverwaltung ging zunächst aus der
alten Gerichtsverfassung hervor . Schultheiß und Anwalt ,
in andern Theilen Vogt und - Stabhalter , und eine An -
zahl von Richtern bildeten das OrtSgcricht , das nach der
Sprache der damaligen Zeit taS Urtheil zu finden , und
nebenher das , noch auf einer nieder » Stufe stehende ,
Gemeindewesen zu verwalten hatte . Im Lauf der Zeit
verloren die OrtSgerichte auü Ursachen , deren Enrwick .
lung nicht hieher gehört , die Gerichtsbarkeit , sie wurden
meist auf die Verwaltung deS GemeindcweftnS beschränkt ,
der alte Name aber denselben belassen .

Eine allgemeine Gesetzgebung , welche die Formen der
Verfassung , und die der Verwaltung der Gemeinden ge.

ordnet hätte , war eben so wenig vorhanden , als andere
Institute ähnlicher Art , ja die verschiedenen Landcsver .
fassuiigen bis hinauf zu der ReichSverfajhtng selbst auf

> allgemeine Grundgesetze gebaut waren . — Alle diese Ern .
! richtungen hatte » sich auS sich selbst herausgebildet , und

in einer Zeit , in welcher das , waS sich nach und nach
so oder anders gemacht hatte , alü zu Recht bestehend
angenommen wurde , und das Herkommen eine entschei . .
dende Stimme hatte , die Spekulation wenig Eingang
finden konnte , war eine allgemeine Gesetzgebung kein Be -
dürfniß , sie war , weil das Bestehende in seiner mannig ,
faltigen Individualität erhalten werden mußte , nicht ein .
mal ausführbar . — Als mit der steigenden Kultur dir
Bedürfnisse der Gemeinden zunahmen , und das Gemein ,
dewesen eine höhere Bedeutung erhielt , suchten wohlden «
kende Negierungen nur durch einzelne Verordnungen auf
einzelne Thetle des GemeindebauöhalteS einzuwirken , mehr
Ordnung und Regelmäßigkeit in solche zu bringen , meist
mit günstigem Erfolg . Nachdem aber zu Anfang dieses
Jahrhunderts mehrere ansehnliche ehemalige ReichSlande
mit dem alten Stammland nach und nach vereiniget wor -
den waren , die nun zusammen daS Großherzogrhum bil .
den , so lag der Gedanke wohl nahe , sämmlliche in ihrer
innern Einrichtung hie und da ähnliche , oft aber mannig -
faltig verschiedene Landeötheile durch allgemeine Gesetze
in nähere Verbindung zu bringen , und da bald darauf
durch den Untergang des deutschen Reichs die Gewalt
der Landesherren eine größere Ausdehnung erhielt , daS
Herkommen von seiner Macht verloren hatte , und allge¬
meinen Begriffen Eingang gestalten mußie , so stand der
Ausführung kein Hinderntß mehr entgegen — Es crfchie -
uen nach und nach mehrere Constituliv -Edicte , durch
welche die kirchlichen Verhältnisse , die der Gemeinden und
Corporakioneu und der verschiedenen Stände auf eine
möglichst gleichförmige Weise geordnet wurde ». Man
würde sich aber sehr irren , wenn man glauben wollte ,
daß es dir Absicht des Gesetzgebers gewesen sey , ganz
neue Schöpfunge » , nach allgemeinen Begriffen geformt ,
hervorzuruseu , im Gegentheil die bestehenden Einrichtun .
gen , die milder Denkungsweise deS Volkes , mit seinem
öffentlichen und häuslichen Leben auf daö Innigste vcr .
bunden waren , wurden sorgfältig bcibchalten , von dem ,
waS sich nicht mehr mit der Zeit vertragen konnte , ge-
sondert , und daö Neue , waö eben diese Zeit forderte ,
hinzugefügt .
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In dem Edikt vom 14 . Juli 1807 , die Verfassung nnd
Verwaltung der Gemeinden betreffend , konnte dieser Weg
um so mehr mit günstigem Erfolge eingeschlagen werden ,
als die bestandenen Gcmeindeverfassungen in ihren we .
sentlichen Elementen , wenigstens in den äußern Formen ,
auf richtigen Grundsäyen beruhten .

Nach diesem Edikt soll , so viel die Form die Dermal ,
tung betrifft , 1 ) in jeder Gemeinde ein Ortsgericht , in
Städten Gericht und Rath , oder auch Stadtrarh genannt ,
aus wenigstens drei und höchstens zwölf Personen beste,
hen , zur Verwaltung des Gemeinde . VemögenS und zur
Vertretung der Rechte der Gemeinden . 2 ) Demselben soll
ein durch freie Wahl der Gemeinden erwählter Vorgesetz ,
tcr vorstehen , um die Rechte des Regenten zu wahren ,
den Handlungen des Gerichts das Ansehen zu geben , die
Verordnungen der höchsten Gewalt zu verkünden und zu
vollziehen . — Hiernach wurden also zwei Elemente , aus
welchen jede Gemeindeverwaltung besteht , ein beralhschla .
gendeS und ein beschließendes , und ein vollziehendes her .
ausgehoben und geschieden , und da der Vorgesetzte in
letzter Eigenschaft zugleich als Beamter der Regierung
erscheint , so war es der Natur der Dinge angemessen ,
daß sie sich die Bestätigung des Gewählten Vorbehalten
mußte .

Hinsichtlich der Verwaltung selbst wurde : 1 ) Drr Un .
tcrschied zwischen Gcmeindegut und Allmcndgur , und
die Bestimmung eines jeden genauer bezeichnet , so wie
über dessen Verwaltung und Benutzung einige allgemeine
Normen festgesetzt , sodann 2 ) in Beziehung auf das Ge .
meindövermögen wurde die Gemeindeversammlung über
das Ortsgericht und die Vorgesetzten gestellt , und ihr
die Entscheidung tn allen wichtigen Angelegenheiten ihres
Vermögens Vorbehalten . Diese allgemeinen Grundsätze er .
hielten nach dem weitern Inhalt des Edikts ihre beson .
dcre Anwendung auf Stadt , und Landgemeinden . Auf
diese Weise wurde den Gemeinden in der äußeren Form
wenigstens eine gleichförmige Einrichtung gegeben , und
an solche noch durch die Verordnung vom 20 . August 1821
das Institut der Bürgeransschüsse , alS Controlle der OnS - i

gerichte , ciugerciht . Zum gänzlichen Vollzug kam aber !
das Gesetz nie . ES hatte sich nur in allgemeinen Grund - !

sätzcn ausgesprochen , organische Anordnungen wären nö . j
thig gewesen , um solches in den verschiedenen G m .' tnden j
auf eine durchgreifende Weise cinzufiihren . Diese wesent . I

lichen HülsSmittel , allgemeine Gesetze zur Anwendung zu j

bringen und dem Bürger ihre Anwendung zu erleichtern ,
folgte nicht nach . Die Folge davon war , daß daö Gesetz
den meisten Einwohnern und denen vorzüglich , zu deren
Besten es gegeben war , gerade in den wesentlichsten Punk ,
tco unbekannt blieb , wozu die etwas schwerfällige Form
in welcher eö abgefaßt ist , beitragen mochte .

AlS daher der allgemeine Wunsch nach einer Gemeinde .
Ordnung sich aussprach , kam die Regierung den Stän¬
den auf dem ersten Landtag im Jahr 1819 mit einem
Entwurf entgegen , der aber nicht zur Berathung gelangte .
Ein neuer im Jahr 1820 vorgelegter Entwurf hatte
ein nicht viel günstigeres Schicksal . Im Jahr 1822
endlich wurde während der damalig n Ständeversamm .
lung ein neuer Versuch in einer Form gemacht , welcher
den Beifall der 2ten Kammer nicht erhielt . Sie sah
sich in der Nothwendigkeit , das Ganze zu überarbeiten ,
und der auf diese Art auögearbeitete Entwurf wurde in
beiden Kammern berathen , von beiden Seiten , wenige
Punkte ausgenommen , genhmiget , er kam aber nicht
zum Vollzug . Und so habe ich den höchsten Auftrag er .
halten , Ihnen den vierten Entwurf vorzulcgen , den Sie
mit der Gründlichkeit beurthcilen , welche die Wichtig ,
keit des Gegenstandes erfordert , aber auch mit der Nach ,
sicht aufnehmen werden , auf welche eine Arbeit Anspruch
machen kann , die sich mit einer Lehre beschäftigt , die
der verschiedenartigsten Ansicht unterworfen ist , und in
welchen sich nicht selten die Begriffe des Mittelalters
und die der neuesten Zeit absoluter und verfassungsmäßi¬

ger Staaten wunderbar mit einander vermischt finden .
Seit der Zeit , in welcher dieser Zweig des öffentlichen

Ncchtö , zum erstenmal in ihre Berathung gezogen wurde ,
hat solcher auch anderwärts vielseitige Erörterungen
erhalten .

Ich muß hier vorzüglich des scharfsinnigen Berichts
gedenken , welcher im Jahr 1822 in der ersten Kammer
unserer Ständcversammlung erstattet worden ist. Ein
höchstvcrehrliches Mitglied dieser Kammer hat diesem
Gegenstand besondere Aufmerksamkeit gewidmet , in die
Lehre des Gemeindewesenö Klarheit gebracht und die ver .

schiedenen Grundstoffe , aus welchen solches zusammen ,

gesetzt ist , mit Scharfsinn gesondert . Der Bericht des

französischen Ministers , womit er im Jahr 1829 ein

Communalgefttz vorgelegt hat , enthält einen solchen
Reichthum wahrer SraatSweisheit und praktischer An .

sichten , daß er von jedem , der sich für diese Sache in -



171

teressirt , gelesen und überdacht zu werden verdiente '
Da ich hiernach voraussetzen darf , daß Sie Hochverehrte
Herren ! mit dem Vorwurfe Ihrer künftigen Bcrathung
hinlänglichen vertraut sind , so werden Sie es mir viel-
leicht Dank wissen , wen» ich mich der allgemeinen Be¬
trachtung über das Wesen und den Zweck der Gemeinden ,
über die verschiedenen Rechte und Befugnisse , die ihnen zur
Erreichung ihres Zwecks zugetheilt werden müssen, enthalte .

Dagegen muß ich mir erlauben , noch einmal auf das
zurückzukommen , was ich im Eingang anzuführen die
Ehre hatte . ES ist ein großer Gewinn für einen Gesetz¬
geber , wenn er den Gesetzen eine geschichtliche Unterlage
geben kann , wenn er auf bestehende Einrichtungen , die
längst in die Denkweise deS Volks übergegangen sind , zu
bauen hat . Wer je in der Lage war , neue Einrichtungen
durch Gesetze in daö Leben zu rufen , oft bis auf die Be .
Nennungen herunter unbekannt , wenn die Folgen die ein
solches Gesetz in unendlicher Mannigfaltigkeit haben kann ,
vor die Augen treten , und die er bei aller Vorsicht nicht
voraussehen kann , weil ihm weder für die eine noch für
die andere , die Erfahrung zur Seite steht , wer endlich
weiß , wie einzelne Sätze , die er mit möglichster Klarheit
ausgesprochen zu haben glaubt , den gröbsten Mißverstand -
mssen und Zweifeln ausgesetzt sind , der wird eine solche
Aufgabe für ein sehr schweres Werk halten . Wer Beispiels -
weise eine Gemeinde - Einrichtung schaffen wollte , wie wir
solche gegenwärtig besitzen , mit einem Bürgermeister , mit
einem Gemeiuderath , einem Ausschuß und endlich noch
im Hintergrund mit der Gemeindeversammlung , die alle
auf einen Zweck hinwirken sollen , eine Zusammensetzung ,
wie ich sie in keinem neuern Gesetz gefunden habe , in dem
dürfte leicht die Besorgniß entstehen , daß eine solche Eon -
struction Reibungen aller Art veranlassen , und endlich die
Auflösung durch sich selbst herbeiführen müsse . Und doch
haben wir diese Einrichtung schon so lange Jahre , die
Nachtheile sind nicht von dcr Arr , daß sie ihr Gutes über -
wiegen , und ich halte mich überzeugt , daß eine Abän¬
derung Ihren Wünschen nicht entsprechen würde .

Der Entwurf , den ich Ihnen daher vorlcge , beruht
auf etwas Gegebenem , auf dem , was sich geschichtlich
auögebildet hat , und durch das Edikt vom 14 . Juli 1807
auf einige allgemeine Grundsätze zurückgebracht worden ist.
Unsere Aufgabe ist daher nicht eine neue Gemeindeord -
iiung zu schaffen , sondern nur die vorhandene zu prüfen ,
das Fehlende zu ergänzen , das Mangelhafte zu verbessern ,

und dieses leitet mich auf den natürlichen Weg , zn den
Veränderungen , welche in dem neuen Entwurf in Vor -
schlag gebracht worden sind.

Die erste Veränderung besteht darin , daß der Unter ,
schied zwi scheu OrtS . und Schutzbürgern auf .
gehoben ist. Sie werden sich erinnern , welche ausführ¬
liche Verhandlungen im Jahr 1822 stattgefunden haben .
Die zweite Kammer hatte deren Beibehaltung beschlossen ,
die erste Kammer aber solchen verworfen ; die zweite
Kammer ist aber in ihrer Sitzung vom 28 . Januar 1823
dem Beschluß der ersten Kammer beigetrcten . Bei dieser
Ucbereinstimmung konnte ich nur der allgemeinen Ansicht
folgen , die bei der Verhandlung besonders hinsichtlich des
zu befürchtenden Einflusses dieser Abänderung auf den
Bürgergenuß , eine nähere Entwicklung erhalten sollen.
Die zweite Abänderung besteht aber nicht in einer Abän -
derung deS Bestehenden , im Gegentheil dieses soll erhalten
werden , sondern in einer Abänderung deS Entwurfs von
1822 . Seither ist der erste Vorgesetzte von der Gemeinde
gewählt und von der Regierung bestätiget worden . In
dem Entwurf von 1822 wurde eine Candidatur von drei
gewählten Mitgliedern in Vorschlag gebracht , auS welchen
die Regierung

'einen auszuwählen habe. — Diese Ein .
richiung ist unter allen die am wenigsten zweckmäßige, und
eher wäre vorzuzichen , der Regierung das unbedingte
Ernennungsrecht z» überlassen . Die gegenwärtig bestehende
Einrichtung , deren Zweckmäßigkeit bei den Verhandlun .
gen dargethan werden soll , ist beibehalrcn . Sollten Sie
aber doch der Candidatur den Vorzug geben , so wird die
Regierung sich nicht entgegen stellen. Die dritte Abän .
derung führt eine» CensuS für die Wahlberechtigten in
den Städten ein. Wahlfähig soll jeder Gemeindebürger
wie bisher bleiben , kein fähiges Talent , soll mit dem
demüthigen Bann der Unfähigkeit zu öffentlichen Angelegen .
Heiken mitzuwirken belegt werden , weil es nicht mit Glücks -
gütcrn gesegnet ist , aber nur die sollen wählen , welchen
ihres größern Besitzes wegen hauptsächlich daran gelegen
ist , daß Ruhe , Ordnung , Sicherheit der Personen und
Sachen im Staat erhalten werde. In Landgemeinden ,
in welchen der Unterschied der Stände nicht so bezeichnet
ist , wo der ärmste Bauer und der Taglöhner seinem
Beruf nach mit dem reichsten auf gleicher Linie steht,
beide für diesen Beruf einen gleichen Grad von Bildung
nöthig haben , und wo weit weniger ein abhängiges Ver -
hältniß statt findet , hat man die Abänderung des Be .
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stehenden nicht für nöthig erachtet . Wer in diese Der «

hältnisse tiefer eingedrungen ist , wer solche im täglichen
Leben zu beobachten Gelegenheit hatte , wird vielleicht
einen höhern CensuS wünschen , aber er wird es billigen ,
daß in eigentlichen Gewerbstätten dieser Census hoher sey ,
als in den übrigen . Eine vierte Abänderung besteht in
der Dauer deS Amts der Bürgermeister und der Gemeinde «
räthe . Seither wurden beide auf die Dauer ihres Lebens
erwählt , oder auch so lang wenigstens bis entweder ein

freiwilliger oder gezwungener Austritt sie von ihrer Stelle
entfernte .

Ferner ergänzte sich seither der Gcmeinderath selbst
durch Wahl aus der Zahl der Ortsbüiger . Künftig sol¬
len der Bürgermeister , so wie die , Gemeinderälhe auf eine
bestimmte Dauer von Jahren sämmtlich von der Gemeinde
erwählt werden . Dieser Vorschlag ist in allen Entwür «
feu , die seither vorgclegt wurden , enthalten , er ist ziem «
tich der Wunsch des Landes , und darum auch in den
neuen Entwurf ausgenommen worden . Indessen ist eS
nöthig , Ihre Aufmerksamkeit auf einen Punkt zu lenken ,
der besondere Berücksichtignug verdient . — Einer der

wichtigsten Theile der Sicherheit des Rechts , das Unter «

pfandswesen nämlich , ist den Ortsgerichten , oder den

künftigen Gemeinderäthen aovertraut . Es ist mit einer

großen Verantwortlichkeit verbunden , welche das ganze
Vermögen fämmtlicher Hypolhckenbeivahrer ergreifen kann ,
weil einer für den andern hafte » muß . Durch das WM «

recht , das dem Ortsgericht zustand , war solches in die

Lag « gefetzt , nur solche Personen auSzuwählcn , welche
die schwere Last der Haftbarkeit durch den Besitz von
schuldenfreiem Vermögen mit den übrigen übernehmen
konnten . Wird künftig dem Pfandgericht . zugemnthet
werden können , mit solchen Personen eine Verbindlichkeit

zu übernehmen , welche ihm durch andere zugeth . ilt wer¬
den , von denen es nicht weiß , ob sie die Mittel haben ,
im Fall eines Rückgriffs für den Ersatz mit den übrigen
einzustehen , und ob sie selbst nicht Gefahr laufen , den

Nachtheil allein zu tragen . Und wie ist es , wenn das

Ortögericht zweifelt , oder sogar von dem Gegentheil sich

überzeugt hält ? — In dem Entwurf von 1822 ist darauf
keine Rücksicht genommen worden , ungeachtet dieses Ver -

hältniß damals so wenig wie jetzt unbekannt seyn konnte .
Auch in dein gegenwärtigen Entwurf ist darüber hinweg

gegangen worden, - um kein Mißtrauen zu erregen , als

wenn die Regierung nur ein Hinderniß in den Weg zu
legen suche , einen allgemeine » Wunsch nicht erfüllen zu
dürfen . Aber für dringende Pflicht hält sie eS , darauf
aufmerksam zu machen , und sie wird im Lauf der Ver «

Handlungen , wenn die Mitglieder der Sländeversamm «

lang sich selbst von der Nothwendigkeit überzeugt haben
werden , den öffentlichen Kredit nicht durch Abänderungen ,
wie sehr sie auch in anderer Hinsicht zweckmäßig seyn mögen ,
finken zu lassen , Vorschläge zu machen nicht verfehlen .

Die fünfte Abänderung besteht endlich in einer neuen
Einthrilung der Gemeindebrdürfniffe . Solche waren seit¬
her eingetheilt in gewöhnliche oder außergewöhnliche . —

Diese Benennung ist nichts weniger als bezeichnend , denn
das , was man außergewöhnlich nennt , ist so gewöhnlich
wie alle übrigen . Die erstere » betreffen nämlich die Ge «
meinde als Corporation betrachtet , die letztere mehr nur
die Gemarkung . Aber die Bedürfnisse der Gemarkung
kehren so regelmäßig wieder , wie die der Corporation . Fer¬
ner hat die Erfahrung gelehrt , daß Begriffsbestimmungen
nicht hinreichen , solche im einzelnen Fall mit Sicherheit
anzuweudcn , weil eine Ausgabe bald in diese , bald in
jene Catcgorie lediglich nur nach dem Begriff genommen
übergehen kann . ES schien daher räthlich sich lediglich
au Thaisachen zu halten und aus diesen allgemeine Re .
sultate zu abstrahiren . Wenn man ein vervollständigtes
Verzeichniß der seither in den Gemeinden vorgekomme¬
nen Ausgaben genau durchgeht , so fallen von selbst
dreierlei Zwecke , für welche sie geinacht worden sind , in
die Augen .

kF ortsetz Iiug folgt )'

Auf der Tagesordnung für dir nächste Sitzung ( Montag , den >6.
d. M . ) stehen folgende Gegenstände :

«) Brrichts -Ersiattung über den von der ersten Kammer vorgclegten Gesctz -
Entwurf — die Aufhebung des LandrechtS-Zusatzcs 1393 a . betreffend.

2) Berichts -Erstattung über die erschienenen provisorischen Gesetze .

3) Begründung des Antrags des Abg . Rindcschwcnder, die Wicder -Einfüh-
rung eines Chaussee Geldes betreffend.

a) Begründung des Antrags des Abg. Welker die wohlfeilere und die Selbst¬
ständigkeit des Staates mehr sichernde Einrichtung des Militärwesens betreffend.

3) Begründung des Antrags des Abg. v. Rotteck, eine Untersuchung der
Eigenschaft der Tritthcilspflichk betreffend:

6s Diskussion über den Antrag des Abg. Rkttig v. Lahr , den Recurs in
Zoll - und Aeciosirafsachcn betreffend.

Redakteur : A . Li G r i m m , Secretär der zweiten Kammer . Verleger : Buchhändler CH . Th. G r 0 0 i ,
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